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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 35. 


Inhalt: Geſetz, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
in dem Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und 
Landgräflich Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, S. 481. — Bekanntmachung 
der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter publizirten landesherrlichen 
Erlaſſe, Urkunden x., S. 498, 


(Nr. 9781.) Geſetz, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangsvollſtreckung in das un 
bewegliche Vermögen in dem Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt 
ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich Heſſiſchen 
Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau. Vom 19. Auguſt 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für das Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt ſowie für die vormals Groß— 
herzoglich Heſſiſchen Gebietstheile und den vormals Landgräflich Heſſiſchen Amts⸗ 
bezirk Homburg, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Einfuͤhrung der in anderen Landestheilen der Monarchie 
geltenden Geſetzgebung. 


K. 

In den Eingangs bezeichneten Gebietstheilen werden: 

1) das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung 
der Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtändigen Gerechtigkeiten vom 
5. Mai 1872 GGeſetz-Samml. S. 433), 

2) die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 Geſetz-Samml. S. 446), 

3) das Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ber- 
mögen, vom 13. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 131), 

4) die zu dieſen Geſetzen erlaſſenen Koſten- und Stempelgeſetze, 
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5) alle in Abänderung und Ergänzung der unter Nr. 1 bis 4 bezeichneten 
Geſetze für den ganzen Geltungsbereich der Grundbuchordnung erlaſſenen 
geſetzlichen Vorſchriften, einſchließlich des Geſetzes, betreffend die Be⸗ 
richtigung des Grundſteuerkataſters und der Grundbücher bei Aus⸗ 
einanderſetzungen vor Beſtätigung des Rezeſſes, vom 26. Juni 1875 
(Geſetz-Samml. ©. 325) 


nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen eingeführt. 
$. 2. : 


Die in den eingeführten Geſetzen in Bezug genommenen Vorſchriften 
bleiben außer Anwendung, ſoweit ſie nicht in den vorbezeichneten Landestheilen be⸗ 
reits gelten. 

. 3. 


Die Anlegung der Grundbücher erfolgt bezirksweiſe. 

Soweit in dem Bezirke die Anlegung des Grundbuchs erfolgt iſt, wird 
dies nach Anweiſung des Juſtizminiſters durch das Amtsblatt bekannt gemacht. 

In Anſehung der einzelnen Grundſtücke treten die Vorſchriften der nach 
$. 1 eingeführten Geſetze erft mit dem elften Tage nach Ausgabe des Amtsblattes 
in Kraft, welches die Bekanntmachung enthält, daß für ſie das Grundbuch an⸗ 


gelegt iſt. 
F. 4. 


Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes (§. 77) wird 
in dem Geltungsgebiete deſſelben das Geſetz, betreffend die Erleichterung der Ab⸗ 
veräußerung einzelner Theile von Grundſtücken in der Provinz Hannover, vom 
25. März 1889 Geſetz-Samml. S. 65) mit der Maßgabe eingeführt, daß auf 
das Verfahren und das Koſtenweſen ergänzend die allgemeinen Vorſchriften, welche 
für Gemeinheitstheilungen gelten, entſprechende Anwendung finden. 

Die Unſchädlichkeitsatteſte, welche bezüglich der in $. 1 Nr. 3 des Geſetzes 
vom 25. März 1889 bezeichneten Geſchäfte ausgeſtellt werden, find ſtempel⸗ und 
gebührenfrei. 


Zweiter Abſchnitt. 
Ergaͤnzungen und Abaͤnderungen der eingefuͤhrten Geſetze. 


§. 5. f 
Zur Wirkſamkeit eines Vertrages, durch welchen ſich Jemand verpflichtet, 
das Eigenthum an einem Grundſtücke zu übertragen, iſt die ſchriftliche Form er⸗ 
forderlich und ausreichend. Ein ohne Beobachtung dieſer Form geſchloſſener 
Vertrag wird feinem ganzen Inhalte nach gültig, wenn die Auflaſſung des Grund- 
ſtücks erfolgt iſt. 
„Ein Vertrag, durch welchen fich Jemand verpflichtet, ein dingliches Recht 
an einem Grundſtücke zu beſtellen, bedarf ebenfalls der ſchriftlichen Form. 


| 
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$. 6. 

Das Amtsgericht in Frankfurt a. M. ift zuftändig für die Aufnahme von 
Verträgen und Erklärungen, durch welche in feinem Bezirke belegene Grundſtücke 
veräußert oder belaſtet werden ſollen. : 


N 
Die Landgüterordnung für den Regierungsbezirk Caſſel vom 1. Juli 1887 
(Geſetz⸗Samml. S. 315) wird dahin abgeändert, daß für den Amtsgerichtsbezirk 
Vöhl an die Stelle des §. 7 die §§. 5, 6 und an die Stelle des zweiten der 
erſte Abſatz des §. 23 treten. 
88 
Soweit in den Gebietstheilen, auf welche ſich das gegenwärtige Geſetz be⸗ 
zieht, die Verordnung vom 2. September 1867, betreffend die Güterkonſolidation 
im Regierungsbezirk Wiesbaden (Geſetz-Samml. S. 1462), Geltung hat, kommt 
die Vorſchrift in §. 25 Abſatz 2 der Verordnung, betreffend die Ablöſung der 
Servituten ꝛc. für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen, vom 13. Mai 1867 
Geſetz⸗Samml. S. 716), zur entſprechenden Anwendung. f 


F. 9. 

In den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen finden die m den 
Artikeln 127 ff. des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes, das Pfandrecht betreffend, 
vom 15. September 1858 (Reg.⸗Bl. S. 449) erlaſſenen Vorſchriften über Vor⸗ 
ausſetzung und Wirkung der Eintragung von Miethe und Pacht im Hypotheken⸗ 
buche auf die Eintragung im Grundbuche Anwendung. 


§. 10. 
Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Erſitzung eines entgegen- 
ſtehenden Rechts noch durch Verjährung aufgehoben werden. 
Der Anſpruch auf rückſtändige Zinſen eingetragener Kapitalien verjährt in 
vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, 
in welchem die Zinſen fällig geworden ſind. 


Sir | 
In den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen gewährt der geſetz⸗ 
liche Hypothektitel (Artikel 15 des Geſetzes, das Pfandrecht betreffen,, vom 
15. September 1858, Reg.⸗Bl. S. 449), welcher ſich nicht auf beſtimmte Grund⸗ 
ſtücke richtet, den Anſpruch auf Beſtellung einer Hypothek auf einzelne die Forde⸗ 
rung genügend ſichernde Grundſtücke. Der Anſpruch beſteht nicht, ſoweit in 
anderer Weiſe ausreichende Sicherheit geleiſtet wird. 
Auf Grund des in Artikel 15 Nr. 1 des bezeichneten Geſetzes beſtimmten 
Hypothektitels kann die Eintragung einer Hypothek nur 80 5 werden, wenn 
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die Vermögenslage des verwaltenden Elterntheils eine Gefährdung der Kinder 
beſorgen läßt oder wenn derſelbe zur weiteren Ehe ſchreitet. 

In den Fällen des Artikels 15 Nr. 2 iſt die Hypothek einzutragen, bevor 
die Ehe geſchloſſen wird. 

Auf Grund der Nr. 1 und 2 des Artikels 15 erfolgt für minderjährige 
oder bevormundete Kinder die Eintragung gebührenfrei auf Erſuchen des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters, welcher die Summe und die Grundſtücke nach freiem Ermeſſen 
beſtimmt. 

Die in Artikel 24 des Geſetzes, das Pfandrecht betreffend, vom 15. Sep- 
tember 1858 und in Artikel 45 unter Nr. 3 des Geſetzes, die landwirthſchaftlichen 
Erbgüter betreffend, vom 11. September 1858 (Reg.-Bl. S. 537) beſtimmten 
Hypothektitel werden aufgehoben. ; 

§. 12. 

Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen auf dem Grundſtücke 
noch vorhandenen Früchte haften nicht den am Grundſtücke dinglich Berechtigten. 
$. 13. 

Hängt die Fälligkeit der durch Hypothek geficherten Forderung von einer 
Kündigung ab, fo ift die Kündigung für die Hypothek nur wirkſam, wenn fie 
von dem Gläubiger dem Eigenthümer oder von dem Eigenthümer dem Gläubiger 
erklärt wird. Zu Gunſten des Gläubigers gilt derjenige, welcher im Grundbuch 
als Eigenthümer eingetragen iſt, als Eigenthümer. 

Der dinglichen Klage kann die Einrede, daß zunächſt gegen den perſönlichen 
Schuldner geklagt werden müſſe, nicht entgegengeſtellt werden. 


$. 14. 

In F. 11 Nr. 1 der Grundbuchordnung wird der dritte Satz durch folgende 
Vorſchrift erſetzt: 

Der Eintragung bedürfen nicht die Leiſtungen zur Erfüllung der Deich— 
pflicht und die in §. 28 Abſatz 2 des Geſetzes, betreffend die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, vom 13. Juli 1883 auf 
geführten gemeinen Laſten. 

NS. 

Der Anſpruch auf Schadenserſatz gegen die Grundbuchbeamten verjährt in 
drei Jahren, nachdem der Beſchädigte von dem Daſein und dem Urheber des 
Schadens Kenntniß erhalten hat. 

Sind feit dem Zeitpunkte der Beſchädigung dreißig Jahre verfloſſen, fo 
kommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Kenntniß nicht weiter an. 

$. 16. i 


Zur Beglaubigung der Unterſchrift von Anträgen und Urkunden oder Volk 
machten (§ . 33, 37 der Grundbuchordnung) ift, wenn der Ausſteller im Geltungs⸗ 
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bereiche des gegenwärtigen Geſetzes an einem Orte wohnt, an welchem nicht ein 
Amtsgericht ſeinen Sitz hat, auch der Bürgermeiſter (Schultheiß) des Wohn⸗ 
orts befugt. i 

Die Beglaubigung darf nur erfolgen, wenn die Unterſchrift in Gegenwart 
des Beamten gefertigt oder vor demſelben von dem Ausſteller perſönlich als von 
ihm gefertigt anerkannt worden iſt. In dem Beglaubigungsvermerk muß angegeben 
werden, ob die Beglaubigung auf Grund vor dem beglaubigenden Beamten er- 
folgter Fertigung oder der vor demſelben erfolgten Anerkennung geſchieht. 


F. 17 

Aus Privatteſtamenten oder Erbverträgen, welche gültig ohne öffentliche 
Urkunde errichtet ſind, können Eintragungen oder Löſchungen im Grundbuche nur 
erfolgen, wenn entweder durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit der Privat- 
urkunde oder das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen Erben nachgewieſen 
iſt, oder eine Beſcheinigung des Nachlaßgerichts beigebracht wird, daß ſich nach 
erfolgter öffentlicher Ladung Niemand, der ein beſſeres Erbrecht in Anſpruch 
nimmt, gemeldet hat. 

Die Art der Bekanntmachung und die Friſt der öffentlichen Ladung hat 
das Nachlaßgericht nach Lage des Falles zu ermeſſen. 


$. 18. 

Ehegatten, welche in Errungenſchaftsgemeinſchaft leben, erhalten bei An— 
wendung des Formulars II einen Artikel, in welchem die gemeinſam erworbenen 
und die zum Sondergute des einen oder anderen Ehegatten gehörigen Grundſtücke 
aufgenommen werden. Das Sondereigenthum ift in Spalte 8 der erſten Ab- 
theilung zu vermerken. 

Auf gemeinſchaftlichen Antrag beider Ehegatten werden die zum Sonder⸗ 
gute eines Ehegatten gehörigen Grundſtücke oder auch ein Theil derſelben in einem 
beſonderen Artikel auf ſeinen Namen allein aufgenommen. 


$. 19. 
Das in Anſehung ehemaliger Wallgrundſtücke in der Stadt Frankfurt a. M. 
unter dem Namen „Wallſervitut“ beſtehende Rechtsverhältniß (Geſetz vom 15. Juli 
1890, Geſetz-Samml. S. 255) bedarf der Eintragung in das Grundbuch nicht. 


F. 20. 

Lehns⸗, Erbleihe- und ſonſtige Güter, an welchen ein Obereigenthum be⸗ 
ſteht, Familienfideikommißgüter, ſowie die nach dem Großherzoglich Heſſiſchen 
Geſetze vom 11. September 1858 (Reg.-Bl. S. 537) errichteten landwirthſchaftlichen 
Erbgüter ſind auf den Namen des jeweilig zu Beſitz und Nutzung Berechtigten 
einzutragen. Die Eintragung der Eigenſchaft des Gutes erfolgt in der zweiten 
Abtheilung des Grundbuchs. 
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$. 21. 

Die Beſtimmungen der $$. 52, 74, 99 der Grundbuchordnung kommen 
außer dem Falle, daß geſetzlich eine Fideikommißbehörde beſtellt iſt, auf Familien⸗ 
fideikommiſſe zur Anwendung, welche ſtiftungsmäßig zur Beaufſichtigung bereits 
einer Staatsbehörde unterſtellt ſind oder fortan unter ſtaatlicher Genehmigung 
dem Oberlandesgericht unterſtellt werden. Inſoweit die Verfügung, welche dieſe 
Beſtimmung enthält, nicht der landesherrlichen Beſtätigung bedarf, wird die 
Genehmigung vom Juſtizminiſter ertheilt. 

In den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen gilt das nach 
Artikel 6 Nr. 3 des Geſetzes, die Familienfideikommiſſe betreffend, vom 13 Sey- 
tember 1858 (Reg.⸗Bl. S. 521) zuſtändige Amtsgericht als die Fideikommißbehörde. 

In Ermangelung einer Fideikommißbehörde erfolgt die Eintragung oder 
Löſchung der Fideikommißeigenſchaft auf den Nachweis ihrer Entſtehung oder 
Endigung, die Eintragung der Fideikommißnachfolger auf die Beſcheinigung des 
zuſtändigen Richters über die Nachfolge. 


Go: AFAN 

Wer in Gemäßheit des F. 41 des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes, die 
landwirthſchaftlichen Erbgüter betreffend, vom 11. September 1858 Einſttzrechte 
oder Alimentationsreichniſſe zu beanſpruchen hat, kann die Eintragung dieſer Rechte 
in die zweite Abtheilung des Grundbuchs verlangen. 


§. 23. 

Die Eröffnung oder Wiederaufnahme, die Aufhebung oder Einſtellung des 
Konkursverfahrens ift auf Erſuchen des Konkursgerichts oder auf Antrag des 
Konkursverwalters einzutragen. Im letzteren Fall ift eine unter Bezeichnung des 
Verwalters durch den Gerichtsſchreiber beglaubigte Abſchrift der Formel des Be- 
ſchluſſes des Konkursgerichts vorzulegen. 

Die Eintragung der Konkurseröffnung oder Wiederaufnahme ſoll die An⸗ 
gabe des Zeitpunktes derſelben und die Bezeichnung des Konkursgerichts enthalten. 


$. 24. 
Im Falle des $. 110 der Grundbuchordnung ift der Eigenthümer berechtigt, 
das Aufgebot zu beantragen. 
Beantragt im Falle des $. 111 der Grundbuchordnung der Gläubiger das 
Aufgebot, ſo hat er nachzuweiſen, daß der Eigenthümer die Fortdauer der Be⸗ 
laſtung des Grundſtücks zu Gunſten eines Anderen anerkennt. 


$. 25, 
Als ſelbſtändige Gerechtigkeiten gelten die Gerechtigkeiten, welche nach dem 
bisherigen Recht in Anſehung der Eintragung in die gerichtlichen Bücher und der 
Verpfändung den Grundſtücken gleichgeſtellt find. 
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$. 26. 
Die für Grundſtücke gegebenen Vorſchriften dieſes Geſetzes finden, ſoweit 


nicht ein Anderes beſtimmt iſt, Anwendung auf Bergwerke und auf ſelbſtändige 


Gerechtigkeiten. 
* ; 
Für Bergwerke ift ein beſonderes Grundbuch zu führen. In daſſelbe find 
ſämmtliche Bergwerke einzutragen, welche in dem Bezirke des Amtgerichts liegen. 


§. 28. 

Im Falle der Aufhebung des Bergwerkseigenthums oder der Aufhebung 
der Verleihungsurkunde erfolgt von Amtswegen die Schließung des für das 
Bergwerk angelegten Grundbuchblattes unter Löſchung der eingetragenen Belaſtungen. 
Unbewegliche Zubehörſtücke werden mit den darauf haftenden Belaſtungen in das 
über die Grundſtücke ihres Bezirks geführte Grundbuch eingetragen. Zur Ein⸗ 
reichung der Hypotheken⸗ und Grundſchuldbriefe ſind die Betheiligten von Amts⸗ 
wegen anzuhalten. 

Abänderungen der Verleihungsurkunde ſind von Amtswegen in das Grund⸗ 


buch einzutragen. 


Behufs Vornahme dieſer Eintragungen hat das Oberbergamt dem Amts⸗ 
gericht Ausfertigung des Aufhebungsbeſchluſſes oder der Urkunde über die Ab- 
änderung mitzutheilen. 


Dritter Abſchnitt. 
Erſte Anlegung des Grundbuchs. 


$. 29. 
Das Grundbuch wird nach den Beſtimmungen der Grundbuchordnung von 
Amtswegen unter Beachtung der Vorſchriften dieſes Abſchnitts angelegt. 
§. 30. 
Die Beſtimmung und Abgrenzung des Bezirks, für welchen mit Anlegung 
des Grundbuchs vorzugehen ift, erfolgt nach Anweiſung des Juſtizminiſters. 
Sal 


Für den Bezirk iſt dem Amtsgerichte von der Kataſterbehörde Abſchrift des 
Flurbuchs und der Gebäudeſteuerrolle, ſowie des Artikelverzeichniſſes mitzutheilen. 


§. 32. 

Das Gericht kann die Kataſterbehörde um Aufklärungen, um Ertheilung 
einfacher Auszüge aus der Grundſteuermutterrolle oder vergleichender Auszüge 
aus dieſer und den bei der Kataſterbehörde vorhandenen älteren Büchern, um 
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Mitwirkung bei Verhandlungen an Ort und Stelle, um Vermeſſungen, insbeſondere 
ſoweit es ſie zur Wiederherſtellung früherer Grundſtücke nöthig erachtet, ſowie um 
entſprechende Berichtigung der Karten und Steuerbücher erſuchen. 


; $. 33. 
Das Gericht kann Zeugen laden und eidlich oder eidesſtattlich vernehmen. 


$. 34. 
Die Grundlage für die Eintragungen in das Grundbuch bilden die in den 
bisherigen gerichtlichen Büchern enthaltenen Angaben über die Eigenthums- und 
Belaſtungsverhältniſſe der Grundſtücke. 


$. 35. 

Ueber Beſitz, Eigenthum und Belaſtung der Grundſtücke ſind zu vernehmen: 

1) die in den Steuerbüchern als Beſitzer Eingetragenen oder deren Erben; 

2) die in den gerichtlichen Büchern als Eigenthümer Eingetragenen oder 
deren Erben; 

3) die Perſonen, welche von den unter Nr. 1 oder 2 Genannten als Eigen— 
thümer bezeichnet werden oder für deren Eigenthum fich Anzeichen er- 
geben. 

Iſt der Aufenthalt einer dieſer Perſonen unbekannt oder außerhalb des 
Deutſchen Reiches, ſo kann von deren Vernehmung Abſtand genommen werden. 
Ein dem Gerichte bekannter Vertreter iſt zu vernehmen. 

Das Gericht kann von der Vernehmung einzelner Miteigenthümer Abſtand 
nehmen, wenn es die von den übrigen abgegebenen Erklärungen für zutreffend 
und genügend erachtet. In dieſem Falle iſt ihnen mitzutheilen, welche Eintragungen 
in das Grundbuch auf Grund der bisherigen Bucheinträge und der Erklärungen 
der vernommenen Miteigenthümer in Ausſicht genommen ſind. 


$. 36. 


Wer das Eigentum in Anſpruch nimmt, hat nach dem Ermeſſen des 

Gerichts ſeinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen, den Rechtsgrund an— 
zugeben, vermöge deſſen er das Eigenthum erworben hat, und die darauf ſich 
beziehenden Urkunden vorzulegen ſowie andere Beweiſe anzuzeigen. 
5 Er hat ferner alle auf dem Grundſtücke haftenden Eigenthumsbeſchränkungen, 
Hypotheken und ſonſtigen dinglichen Rechte, welche zur Wirkſamkeit gegen Dritte 
der Eintragung in das Grundbuch bedürfen, nebſt der Perſon des Berechtigten 
anzuzeigen und, wenn er das Beſtehen ſolcher in den bisherigen gerichtlichen 
Büchern eingetragener Rechte beſtreitet, den Grund ihres Nichtbeſtehens anzugeben 
und die darauf ſich beziehenden Urkunden vorzulegen. 

Auf Erfordern des Gerichts hat derſelbe auch ein Zeugniß des Orts- oder 
Feldgerichts über das Eigenthum und die Belaſtung beizubringen. 


EASY a 


§. 3% 

Rückſichtlich der in $. 2 Abſatz 1 der Grundbuchordnung bezeichneten Grund- 
ſtücke iſt die zu ihrer Verwaltung berufene Behörde nur inſoweit zu vernehmen, 
als eine von ihr ſchriftlich abgegebene Erklärung den Erforderniſſen des vorher⸗ 
gehenden Paragraphen nicht entſpricht. 


$. 38. ; 
Von den nach F. 36 Abſatz 2 angezeigten oder in den bisherigen gericht- 


lichen Büchern eingetragenen Eigenthumsbeſchraͤnkungen, Hypotheken und ſonſtigen 


dinglichen Rechten erhalten die Berechtigten Mittheilung mit dem Eröffnen, daß 
es einer Anmeldung derſelben nicht bedürfe. Hat jedoch der Eigenthümer das 
Beſtehen eines eingetragenen Eigenthumsvorbehalts beſtritten und ſind ſeit der 
Fälligkeit des durch den Vorbehalt geſicherten Kaufpreiſes oder, wenn derſelbe in 
mehreren Raten zu zahlen ift, feit der Fälligkeit der letzten Rate zehn Jahre ver- 
ſtrichen, ſo erhält der Berechtigte oder ſein Vertreter oder ſein Rechtsnachfolger, 
welche thunlichſt zu ermitteln ſind, hiervon Mittheilung mit der Aufforderung, 
das beſtrittene Recht vor Ablauf der nach $. 39 anzuordnenden Ausſchlußfriſt 
anzumelden, widrigenfalls es nicht in das Grundbuch übernommen werde. 

Die Mittheilungen ſollen das belaſtete Grundſtück nach der ihm in dem 
Steuerbuch und den gerichtlichen Büchern beigelegten Bezeichnung, den Eigen- 
thümer oder Eigenthumsbeſitzer und die im Range vorgehenden oder gleichſtehenden 
Berechtigungen nach Gegenſtand und Kapitalbetrag, ſoweit möglich auch unter 
Nennung des Berechtigten, angeben. 


§. 39. 

Sobald die Vorſchriften der $$. 31 bis 38 für den Bezirk im Weſentlichen 
durchgeführt ſind, beſtimmt der Juſtizminiſter durch eine in der Geſetz- Sammlung 
zu veröffentlichende Verfügung den Tag, an welchem eine Ausſchlußfriſt von 
ſechs Monaten beginnt. 

; $. 40, 

Vor Ablauf der Ausſchlußfriſt find beim Amtsgericht anzumelden: 

1) Anſprüche auf das Eigenthum an einem im Bezirke gelegenen Grund— 
ſtücke, ſofern dieſelben nicht bereits Gegenſtand des Anlegungsverfahrens 
geworden ſind 

2) Anſprüche auf eine Eigenthumsbeſchränkung, eine Hypothek oder ein 
anderes dingliches, der Eintragung in das Grundbuch bedürfendes 
Recht, es ſei denn, daß die Anmeldung nach der dem Berechtigten 
nach $. 38 zu machenden Mittheilung nicht erforderlich ift; 

3) Einwendungen gegen die Gültigkeit, den Fortbeſtand oder den Rang 
vor- oder gleichſtehender Hypotheken, ſofern fie auf Grund eines bei 
Anlegung des Grundbuches zu berückſichtigenden Rechts erhoben werden. 
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In der Anmeldung ift der Anſpruch oder die Einwendung nach Grund 
und Inhalt, das beanſpruchte, das belaſtete und gegebenenfalls das berechtigte 
Grundſtück nach der Bezeichnung in dem Steuerbuch und den gerichtlichen Büchern 
ſowie die Perſon desjenigen anzugeben, gegen welchen der Anſpruch oder die Ein⸗ 
wendung ſich richtet. 

S 41. 

Wer nach Beginn der Ausſchlußfriſt ein der Eintragung in das Grund- 
buch bedürfendes, aber weder in den bisherigen gerichtlichen Büchern eingetragenes 
noch vom Eigenthümer angezeigtes Recht erwirbt, hat daſſelbe vor dem Inkraft⸗ 
treten der eingeführten Geſetze ($. 3) bei dem Amtsgericht anzumelden. Bis zu 
demſelben Zeitpunkte ſind Einwendungen anzumelden, welche nach dem Beginne 
der Ausſchlußfriſt entſtanden ſind. 


§. 42. 


Ueber jede Anmeldung hat das Gericht dem Anmeldenden auf Verlangen 
eine Beſcheinigung zu ertheilen. 


$. 43. 

Wer die ihm nach F. 40 Ziffer 1 bis 3 obliegende Anmeldung verſäumt, 
erleidet den Rechtsnachtheil, 

1) daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher nach dem Inkrafttreten 
der eingeführten Geſetze (§. 3) im redlichen Glauben an die Richtigkeit 
des Grundbuchs das Grundſtück oder ein Recht an demſelben erworben 
hat, nicht geltend machen kann; 

2) daß er ſein Vorzugsrecht gegenüber den in das Grundbuch einzutra⸗ 
genden Rechten verliert, in Betreff deren die Anmeldungspflicht nicht 
verſäumt iſt 

3) daß er im Uebrigen ſeine Einwendungen gegen die in das Grundbuch 
eingetragenen vor- oder gleichſtehenden Rechte nach dem Inkrafttreten 
der eingeführten Geſetze ($. 3) nur nach Maßgabe der letzteren geltend 
machen kann. ; 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten rückſichtlich der nach §. 41 anzu⸗ 
meldenden Rechte und Einwendungen mit der Maßgabe, daß der Verluſt des 
Vorzugsrechts gegenüber den Rechten eintritt, in Betreff deren die Anmeldungs⸗ 
pflicht gemäß K. 41 nicht verſäumt iſt. 


§. 44. 
Nachdem der Beginn der Ausſchlußfriſt angeordnet ift, werden die $$. 40, 
41, 43 mit Angabe des Tages, an welchem die Ausſchlußfriſt abläuft, durch 
das Gericht bekannt gemacht. 
Die Bekanntmachung foll veröffentlicht werden durch Anheftung an die 
Gerichtstafel, durch Anſchlag in der Gemeinde und durch zweimalige Einrückung 


„ ee 


in das Amtsblatt, das erſte Mal vor Beginn, das zweite Mal ſpäteſtens ſechs 
Wochen vor Ablauf der Friſt. 

Auf dieſe Veröffentlichungen ſoll außerdem in zwei Lokalblättern, von 
welchen mindeſtens das eine im Regierungsbezirk erſcheint, hingewieſen werden. 


F. 45. 

In der Bekanntmachung ſollen die in den Steuerbüchern verzeichneten Grund⸗ 
ſtücke, welche in den gerichtlichen Büchern nicht eingetragen ſind, unter Angabe 
des Eigenthumsbeſitzers und der Bezeichnung im Steuerbuche, nach Ermeſſen des 
Gerichts auch der Feldlage und ſonſtiger Merkmale, beſonders aufgeführt werden. 

Das Gleiche gilt für Grundſtücke, welche in den gerichtlichen Büchern zwar 
eingetragen, aber keinem Eigenthümer zugeſchrieben ſind, mit der Maßgabe, daß 
auch die ihnen in den gerichtlichen Büchern beigelegte Bezeichnung anzugeben iſt. 


$. 46. 

In der Bekanntmachung iſt darauf hinzuweiſen, daß ſich die Anmeldungs⸗ 
pflicht auf Grundſtücke, welche Zubehör eines Bergwerks ſind, und auf ſelbſtändige 
Gerechtigkeiten erſtreckt. 

$. 47. 

Die Anlegung des Grundbuchs erfolgt nach Ablauf der in F. 39 bes 
zeichneten Friſt. 

Für die in F. 2 Abſatz 1 der Grundbuchordnung bezeichneten Grundſtücke 
erfolgt die Anlegung außer auf den Antrag des Eigenthümers oder eines Be- 
rechtigten auch dann, wenn ſie in den bisherigen Büchern eingetragen ſind. 


$: 48. 
Als Eigenthümer wird, wenn feiner Eintragung nicht nach $. 49 wider⸗ 
ſprochen iſt, eingetragen: 
1) wer in den zur Beurkundung des Eigenthums beſtimmten gerichtlichen 
Büchern als Eigenthümer, in den Büchern der vormals Großherzoglich 
Heſſiſchen Landestheile als Eigenthümer oder Beſitzer eingetragen ift oder 
ſich als Rechtsnachfolger des Eingetragenen ausgewieſen hat; 
2) wer das Eigenthum in Anſpruch genommen und den Beweis des 
Eigenthumserwerbs erbracht hat / a 
3) wer das Eigenthum in Anſpruch genommen und durch Urkunden, ins⸗ 
beſondere ein auf Thatſachen geſtütztes Zeugniß des Orts⸗ oder Feld- 
gerichts, eidliche oder eidesſtattliche Bekundung von Zeugen und zugleich 
durch eigene eidesſtattliche Verſicherung feinen Eigenthumsbeſitz nad- 
gewieſen hat. 
Durch die Eintragung wird der nach Nr. 3 Berechtigte Eigenthümer, wenn 
ſie mit Einwilligung des bisherigen Eigenthümers erfolgt iſt. 
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F. 49. 


Wird der Eintragung des nach F. 48 Nr. 1 Berechtigten, welcher das 
Eigenthum in Anſpruch genommen hat, von einem Anderen, der die Eintragung 
für ſich verlangt, widerſprochen, ſo hat dieſer innerhalb einer von dem Amtsgerichte 
zu beſtimmenden Friſt nachzuweiſen, daß er den Rechtsſtreit anhängig gemacht 
hat. Unterläßt er dies, fo bleibt fein Widerſpruch unberückſichtigt. Anderenfalls 
darf vor Beendigung des Rechtsſtreites das Grundſtück nicht in das Grundbuch 
aufgenommen werden. 

Wird auf Grund des F. 48 Nr. 2, 3 von Mehreren die Eintragung be⸗ 
anſprucht, ſo beſtimmt das Amtsgericht, wer die Rolle des Klägers zu übernehmen 
hat. Im Uebrigen finden die Vorſchriften des erſten Abſatzes Anwendung. 


$. 50. 


Eigenthumsbeſchränkungen, Hypotheken und ſonſtige dingliche Rechte, welche 
in den zur Beurkundung der Belaſtungen beſtimmten gerichtlichen Büchern ein— 
getragen ſind, werden in das Grundbuch übernommen, ſoweit nicht die Tilgung 
durch die zur Löſchung dienenden Urkunden nachgewieſen wird. 

Die in H. 38 bezeichneten beſtrittenen älteren Eigenthumsvorbehalte werden 
jedoch nur dann übertragen, wenn fie von dem Berechtigten rechtzeitig ans 
gemeldet ſind. 


$. 51. 


Ueber Eigenthumsbeſchränkungen, Hypotheken und fonftige dingliche Rechte, 
welche in den gerichtlichen Büchern nicht eingetragen ſind, hat das Gericht den 
Eigenthümer und diejenigen Berechtigten, welche durch das Recht betroffen werden, 
zu vernehmen, ſoweit nicht ſchon eine Anzeige oder Mittheilung ($. 36 Abſatz 2, 
$. 38) gemacht iſt. 

Dieſe Rechte ſind in das Grundbuch aufzunehmen, wenn ſie nach den bis— 
herigen Vorſchriften gültig beſtellt und von dem Eigenthümer anerkannt ſind. 

Beſtreitet der Eigenthümer das Recht, ſo hat derjenige, der es in Anſpruch 
nimmt, innerhalb einer von dem Amtsgerichte zu beſtimmenden Friſt nachzuweiſen, 
daß er den Rechtsſtreit anhängig gemacht hat. Unterläßt er dies, ſo bleibt ſein 
Recht bei Anlegung des Grundbuchs unberückſichtigt. 


$. 52. 


Ueber die Rangordnung der in das Grundbuch aufzunehmenden Rechte 
($$. 50, 51) entſcheiden, vorbehaltlich der Beſtimmung in $. 43 Nr. 2, die bis⸗ 
herigen Vorſchriften. 

Wird ein beanſpruchtes Vorrecht, welches ſich nicht aus den gerichtlichen 
Büchern ergiebt, von dem Eigenthümer oder einem Berechtigten beſtritten, ſo 
findet die Vorſchrift in Abſatz J des $. 51 entſprechende Anwendung. 
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Wenn bei Anlegung des Grundbuchs die gemäß $. 51 Abſatz 3 oder $. 52 
Abſatz 2 beſtimmte Friſt noch läuft oder, im Falle rechtzeitig nachgewieſener 
Rechtshängigkeit, die Streitſache noch ſchwebt, ſo iſt über das beſtrittene Recht 
oder Vorrecht eine Vormerkung einzutragen. 

Die Vormerkung wird auf Antrag deſſen, gegen den ſie erfolgt iſt, gelöſcht, 
wenn die Friſt verſäumt oder der Rechtsſtreit durch Zurücknahme oder rechtskräftige 
Abweiſung der Klage beendigt iſt. Die Koſten der Löſchung hat in dieſen Fällen 
der Gegner zu tragen. 

$. 54. 

Werden die gemäß $$. 49, 51 Abſatz 3 und 52 Abſatz 2 beſtimmten Friſten 
verſäumt oder wird der Rechtsſtreit durch Zurücknahme oder rechtskräftige Mp- 
weiſung der Klage beendigt, fo treten die in $. 43 angedrohten Rechtsnachtheile ein. 


F. 59. 

Macht der Eigenthümer glaubhaft, daß ein in den gerichtlichen Büchern 
eingetragenes Recht ganz oder theilweiſe nicht beſtehe, ohne die für die Löſchung 
erforderlichen Urkunden beibringen zu können, ſo iſt in dem Grundbuche bei 
dem Rechte in der Spalte „Veränderungen“ der behauptete Wegfall vorzumerken. 


$. 56. 

Bei Eintragung der in vormals Frankfurter Landgemeinden beſtehenden 
Almendlooſe (Alt-Almendlooſe, Neu-Almendlooſe, Konſortiallooſe) genügt bezüglich 
der Rechte der Stadt Frankfurt oder der Landgemeinde der Vermerk in der 
zweiten Abtheilung, daß auf dem Grundſtücke die Beſchränkungen der Alt— 
Almendlooſe, Neu-Almendlooſe u. ſ. w. haften. 


$. 57. 

Eigenthumsvorbehalte werden, wenn fie zur Sicherung einer Forderung 
dienen, als Hypotheken in die dritte Abtheilung, wenn ſie zur Sicherung eines 
anderen Rechtes dienen, durch Eintragung dieſes Rechtes in die zweite Abtheilung 
des Grundbuchs übernommen. 

$. 58. 


Rachtungen ſind als Hypotheken zu übernehmen. 


§. 59. 

Die Eintragung oder Vormerkung einer Hypothek kann nur auf eine be⸗ 
ſtimmte Summe erfolgen. 

Für Pfandeinträge in den bisherigen gerichtlichen Büchern, welche nicht 
auf eine beſtimmte Summe lauten, iſt eine Vormerkung auf den höchſten vom 
Hypothekengläubiger geforderten Betrag einzutragen. 
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$. 60. 

Die gemäß $$. 50 bis 59 in das Grundbuch aufgenommenen Rechte er- 
langen mit dem in F. 3 bezeichneten Zeitpunkte, vorbehaltlich ihrer Rangordnung 
unter einander, die Wirkung von Rechten, welche nach Maßgabe der in H. 1 ein- 
geführten Geſetze eingetragen ſind. 


$. 61. 


Der Hypothekengläubiger kann an Stelle der alten Hypothekenurkunde die 
Ertheilung eines Hypothekenbriefs in Gemäßheit des Y. 122 der Grundbuchordnung 
verlangen. Die Ausfertigung erfolgt gebührenfrei, wenn der Antrag innerhalb 
ſechs Monaten nach Inkrafttreten der eingeführten Geſetze (§. 3) geſtellt wird. 


F. 62. 
Auf Bergwerke, welche nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes verliehen 


werden, find die eingeführten Geſetze nach Maßgabe der Beſtimmungen des gegen- 
wärtigen Geſetzes ſofort anwendbar. 


F. 63 


Für die Bergwerke in den vormals Großherzoglich und Landgräflich 


Heſſiſchen Gebietstheilen bedarf es zum Erlaſſe der öffentlichen Bekanntmachung 
($. 44) keiner vorgängigen Ermittelung über das Eigenthum und die Belaſtungen. 


F. 64. 

Für das Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt erhält das Amtsgericht 
von dem Oberbergamt ein mit dem Zeugniſſe der Vollſtändigkeit verſehenes Ver⸗ 
zeichniß der verliehenen Bergwerke und ihrer Eigenthümer. 

Zur Ermittelung des Eigenthums und der Belaſtung find die im Ver 
zeichniſſe benannten Perſonen zu vernehmen. 

Dieſelben haben: 

1) außer den Eigenthumsbeſchränkungen und Belaſtungen etwa eingetretene 

Veränderungen des Bergwerkseigenthums anzuzeigen; 

2) die unbeweglichen Zubehörſtücke des Bergwerks und deren Belaſtungen 

anzugeben; 

3) auf Verlangen des Gerichts die Urkunden über Verleihung, Beſtätigung 

und Abänderung des Bergwerkseigenthums ſowie die über ihren Erwerb 
errichteten Urkunden vorzulegen. 


65. 
In der Bekanntmachung (G. 44), welche für die Bergwerke des Amts 
gerichtsbezirks erlaſſen wird, iſt darauf hinzuweiſen, daß ſich die Anmeldungspflicht 
auf unbewegliche Zubehörſtücke eines Bergwerks nicht erſtreckt. 
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$. 66. 

Bei gewerkſchaftlichen Bergwerken mit unbeweglichen Antheilen (Kuwen) 
findet die Eintragung unter Berückſichtigung des Y. 228 des Allgemeinen Berg- 
geſetzes vom 24. Juni 1865 (Geſetz-Samml. S. 705) nach der Eintheilung ſtatt, 
nach welcher die Bergwerke bisher ohne Rückſicht auf die ſonſt hergebrachte Anzahl 
der Kuxe rechtmäßig beſeſſen worden ſind. 


F. 67. 


Soweit bei Anlegung des Grundbuchs ein geltend gemachtes Eigenthums⸗ 
oder anderes Recht oder Vorrecht oder eine Einwendung nicht zu berückſichtigen 
iſt, hat das Gericht davon demjenigen, welcher den Anſpruch oder die Einwendung 
erhoben hat, alsbald Mittheilung zu machen. 


$. 68. 


Die in dieſem Abſchnitt angeordneten Mittheilungen erfolgen, ſofern nicht 
die Eröffnung zu Protokoll beurkundet iſt, durch Zuſtellung. 


g. 69. 


Auf die Berechnung der in dieſem Abſchnitte beſtimmten oder nach dem⸗ 
ſelben richterlich feſtgeſetzten Friſten finden die Vorſchriften in GE. 199, 200 der 
Civilprozeßordnung Anwendung. 

Eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf dieſer Friſten 
findet nicht ſtatt. 


. 70. 


Das Gericht kann die Befolgung einer Ladung und ebenſo die Erfüllung 
einer jeden dem Geladenen auferlegten Verpflichtung durch Geldſtrafen bis zum 
Geſammtbetrage von Einhundertundfünfzig Mark erzwingen, auch im Falle der 
$$. 36, 64 die dort bezeichneten Nachweiſungen auf Koſten des Säumigen beſchaffen. 


95 


Das Anlegungsverfahren bei dem Amtsgerichte, einſchließlich der Anlegung 
des Grundbuchs, ift koſten⸗ und ſtempelfrei. Die Befreiung erſtreckt fich auf die 
baaren Auslagen ſowie auf die Stempel der Vollmachten und der betzubringenden 
Zeugniſſe, Eintragungsbewilligungen und ſonſtigen Nachweiſungen. Koſten und 
Stempel ſind jedoch zu erheben, ſoweit mit der Anlegung des Grundbuchs koſten⸗ 
und ſtempelpflichtige Veränderungen in den Rechtsverhältniſſen eines Grundſtücks 
eingetragen werden. 

(Nr. 9781.) 
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Vierter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 72. - 

Perſönliche unvererbliche Berechtigungen, welche in einem älteren gerichtlichen 
Buch eingetragen oder aus einem ſolchen Buch in das Grundbuch übertragen 
ſind, werden auf Antrag des Eigenthümers, ohne daß es eines Nachweiſes des 
Todes des Berechtigten bedarf ($. 102 der Grundbuchordnung), gelöſcht, wenn 
der Eigenthümer durch ein Zeugniß des Ortsvorſtandes des letzten bekannten 
Wohnſitzes des Berechtigten oder eidesſtattliche Verſicherung von Zeugen ſowie 
zugleich durch eigene eidesſtattliche Verſicherung glaubhaft macht, daß feit fünf 
Jahren keine Nachricht vom Leben des Berechtigten eingegangen iſt. 

Für die Löſchung dieſer Berechtigungen in dem älteren gerichtlichen Buche 
werden nur die baaren Auslagen erhoben. 


$. 73. 

Bei den in Grundbuchſachen zu bewirkenden Zuſtellungen unterbleibt die 
Uebergabe einer beglaubigten Abſchrift der Zuſtellungsurkunde. Auf dem zu 
übergebenden Schriftſtück iſt jedoch der Tag der Zuſtellung von dem zuſtellenden 
Beamten unter Beifügung ſeiner Unterſchrift zu vermerken. 

Sofern nicht die Umſtände des einzelnen Falles eine Ausnahme begründen, 
erfolgen die Zuſtellungen durch Aufgabe zur Poſt oder nach Ermeſſen des Gerichts 
durch Umlauf. 

Bei der Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt wird die Zuſtellung nicht 
als bewirkt angeſehen, wenn die Sendung als unbeſtellbar zurückkommt. Hält 
die Perſon, welcher zugeſtellt werden ſoll, ſich außerhalb des Deutſchen Reiches 
auf, ſo iſt die Sendung mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. 

Auf die Zuſtellung durch Umlauf finden die Beſtimmungen in $$. 165 
bis 172 der Civilprozeßordnung und in $. 22 und F. 23 Abſatz 2 bis 4 des 
Geſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, vom 
18. Februar 1880 GGeſetz-Samml. S. 59) entſprechende Anwendung. 


$. 74. 

Für die Löſchung von Eintragungen, welche in das Grundbuch übernommen 
ſind, werden Gebühren nur inſoweit erhoben, als der nach dem Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetze vom 25. Juni 1895 GGeſetz-Samml. S. 203) für die Cin- 
tragung und die Löſchung zuſammen zu entrichtende Gebührenbetrag die auf 
Grund der Verordnung vom 30. Auguſt 1867, des Geſetzes vom 7. März 1870 
oder des F. 71 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhobenen Eintragungs⸗ 
gebühren überſteigt. 
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. 15, 

Wird für dieſelbe Forderung eine Hypothek auf verſchiedenen Grundſtücken 
ſowohl in das Grundbuch als in die bisherigen gerichtlichen Bücher eingetragen, 
ſo iſt für die Eintragungen an Gerichtsgebühren nicht mehr zu erheben, als zu 
erheben fein würde, wenn die nach $. 1 eingeführten Geſetze in Anſehung aller 
Grundſtücke bereits in Kraft getreten wären. 

Dieſe Vorſchrift kommt bei der Eintragung einer Veränderung, insbeſondere 
Abtretung und Vorrechtseinräumung, ſowie bei Löſchungen zur entſprechenden 
Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn wegen derſelben Forderung in verſchiedene Grund⸗ 
ſtücke deſſelben Eigenthümers, welche noch nicht ſämmtlich unter dem neuen Rechte 
ſtehen, gleichzeitig die Zwangsverſteigerung beantragt wird, betreffs der Gebühren 
für die Zwangsverſteigerungen. 

$. 76. a 

In den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen hat das Amts⸗ 
gericht den Tag, an welchem mit dem Anlegungsverfahren für einen Bezirk (§. 30) 
begonnen werden ſoll, durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

An dieſem Tage ſind die bei dem Ortsgerichte des Bezirks vorhandenen 
gerichtlichen Bücher an das Amtsgericht abzugeben, und es werden nunmehr die 
Geſchäfte jener Ortsgerichte, inſoweit als ſie den Beſitz der gerichtlichen Bücher 
zur Vorausſetzung haben, durch einen von dem Oberlandesgerichtspräſidenten zum 
Vertreter der Ortsgerichte zu ernennenden Beamten des Amtsgerichts wahr⸗ 
genommen. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, den Wirkungskreis der Ortsgerichte 
und der vorgenannten Vertreter derſelben zu regeln, auch die zur Staatskaſſe zu 
erhebenden Koſten ſowie die Gebühren der Ortsgerichte für die ihnen verbleibenden 
Geſchäfte feſtzuſetzen. Die Verfügung des Juſtizminiſters ift in der Geſetz— 
Sammlung zu veröffentlichen. 

16 

Dieſes Geſetz tritt, vorbehaltlich der in §. 3 getroffenen Beſtimmung, am 

1. Oktober 1895 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 19. Auguſt 1895. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Boetticher. v. Köller. Schönſtedt. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das am 10. Januar 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft der Wieſen am Labenzſee im Kreiſe Roſenberg, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 26 
S. 205, ausgegeben am 27. Juni 1895, 


2) das am 21. Mai 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Königswalde im Kreiſe Pr. Stargard, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 30 S. 289, aus⸗ 
gegeben am 27. Juli 1895; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Mai 1895, durch welchen genehmigt 
worden ift, daß das der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Bodenkreditbank zu Cöln 
unter dem 12. März 1894 ertheilte Allerhöchſte Privilegium auch bei der 
erfolgten Abänderung des Geſellſchaftsſtatuts in Kraft bleibt, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 32 S. 302, ausgegeben 
am 7. Auguſt 1895. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


